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Zugangsprüfungsordnung für in der beruflichen Bildung Qualifizierte 
(Berufsbildungshochschulzugangsordnung) der Technischen Universität Dortmund 
vom 11. Mai 2015 
 
 
Aufgrund der § 2 Absatz 4, 22 Abs. 1 Nr. 3 und § 49 Absatz 6 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), und des § 6 Absatz 4 der Verordnung über den Hochschulzugang für in 
der beruflichen Bildung Qualifizierte vom 8. März 2010 (GV. NRW. S. 160) hat die Technische 
Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 
 
 
Inhaltsübersicht: 
 
§ 1  Anwendungsbereich 
§ 2  Teilnahmeberechtigung 
§ 3  Bewerbungsverfahren 
§ 4  Beratung 
§ 5  Prüfungsausschuss 
§ 6  Zugangsprüfungsverfahren 
§ 7  Bewertung und Wiederholung 
§ 8  Krankheit, Täuschung, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
§ 9  Ungültigkeit der Zugangsprüfung 
§ 10  Einsichtnahme in die Prüfungsakten 
§ 11  Inkrafttreten, Veröffentlichung 
 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
 
(1) Der Zugang zu einem Studium an der Technischen Universität Dortmund für in der 
beruflichen Bildung Qualifizierte, die keine Hochschulzugangsreife gemäß § 49 Absatz 2 
bis 4 HG nachweisen, wird geregelt durch die Berufsbildungshochschulzugangs-
verordnung vom 8. März 2010 (GV.NRW. S. 160) (im folgenden BBHSZVO genannt). 
 
(2) Durch diese Ordnung der Technischen Universität Dortmund wird insbesondere die 
Durchführung von Zugangsprüfungen gemäß der in Absatz 1 genannten Verordnung 
geregelt. 
 
 
§ 2 Teilnahmeberechtigung 
 
Hinsichtlich der Teilnahmeberechtigung für Zugangsprüfungen gilt § 4 Absatz 1 BBHSZVO.  
 
 
§ 3 Bewerbungsverfahren 
 
(1) Die Bewerbung auf Zulassung zur Zugangsprüfung erfolgt zentral im Studierenden-
sekretariat, welches die Bewerbung an den zuständigen Prüfungsausschuss 
weiterleitet. 
 
(2) Hinsichtlich der Bewerbungsfrist gilt § 6 Absatz 3 BBHSZVO. 
 
(3) Dem Bewerbungsantrag sind beizufügen: 
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– ein tabellarischer Lebenslauf; 
– eine ausführliche Darstellung des bisherigen Bildungsganges einschließlich 
beruflicher Fort- und Weiterbildung mit Nachweisen; 
– Nachweise der Teilnahmeberechtigung gemäß § 2 dieser Ordnung in Verbindung 
mit § 4 Absatz 1 BBHSZVO 
Diese Unterlagen müssen innerhalb der in § 3 Absatz 2 genannten Frist vollständig 
vorliegen. 
 
 
§ 4 Beratung 
 
Die Bewerberinnen und Bewerber für eine Zugangsprüfung sollten die Beratungsangebote der 
Technischen Universität Dortmund im Sinne von § 10 Absatz 1 BBHSZVO nutzen. Die zentrale 
Studienberatung informiert über den Hochschulzugang sowie über die allgemeine Struktur 
und Anforderungen eines Studiums. Die zuständigen Fakultäten ermitteln, ob erforderliches 
fachliches oder methodisches Vorwissen fehlt. 
 
 
§ 5 Prüfungsausschuss 
 
(1) Zuständig für die Organisation der schriftlichen Zugangsprüfung ist für den gewählten 
Studiengang / das gewählte Unterrichtsfach / den gewählten Lernbereich /  die 
gewählte berufliche Fachrichtung / den gewählten sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkt der nach der entsprechenden Prüfungsordnung bestehende 
Prüfungsausschuss. 
 
(2) Zuständig für die Organisation der mündlichen Zugangsprüfung ist der für die 
Bildungswissenschaften zuständige Prüfungsausschuss.  
 
(3) Der zuständige Prüfungsausschuss bedient sich bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben 
bezüglich der Zugangsprüfung für ein Lehramtsstudium der Verwaltungshilfe des 
Dortmunder Kompetenzzentrums für Lehrerbildung und Lehr- / Lernforschung (DoKoLL) 
der Technischen Universität Dortmund. 
 
(4) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der 
Zugangsprüfungsordnung eingehalten werden und sorgt für die ordnungsgemäße 
Durchführung der Prüfungen. Er ist unter Beachtung des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes insbesondere zuständig für die Entscheidung über 
Widersprüche gegen im Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. 
 
(5) Für die Durchführung und Bewertung der Prüfung bestellt der Prüfungsausschuss die 
Prüferinnen und Prüfer und die Beisitzerinnen und Beisitzer gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben. Er kann die Bestellung der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
übertragen. Zur Prüferin oder zum Prüfer dürfen Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer der Technischen Universität Dortmund sowie weitere 
prüfungsberechtigte Personen im Sinne des § 65 Abs. 1 HG bestellt werden. Zur 
Beisitzerin oder zum Beisitzer darf bestellt werden, wer im entsprechenden Fachgebiet 
die notwendige Sachkunde nachweisen kann. Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer 
Prüfungstätigkeit unabhängig. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses dürfen der 
Abnahme der Zugangsprüfung beiwohnen. 
  
(6) Die Zusammensetzung und Beschlussfähigkeit des Prüfungsausschusses richtet sich 
nach der für den gewählten Studiengang / das gewählte Unterrichtsfach / den 
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gewählten Lernbereich /  die gewählte berufliche Fachrichtung / den gewählten 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkt geltenden Prüfungsordnung. Der 
Prüfungsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder wirken 
an pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen nicht mit. Als solche gelten 
insbesondere die Beurteilung, die Festlegung von Prüfungsaufgaben und die Bestellung 
der Prüferinnen und Prüfer sowie der Beisitzerinnen und Beisitzer. Die Sitzungen des 
Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, 
einschließlich ihrer Vertreterinnen und Vertreter, die Prüferinnen und Prüfer und die 
Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu verpflichten.  
 
 
§ 6 Zugangsprüfungsverfahren 
 
(1) Die Zugangsprüfung basiert auf § 6 Absatz 2 BBHSZVO. 
 
(2) Die Zugangsprüfung besteht aus einem schriftlichen Prüfungsteil im Umfang von 4 
Zeitstunden zur Überprüfung der fachspezifischen Kenntnisse. Der schriftliche 
Prüfungsteil wird von mindestens zwei Prüferinnen bzw. Prüfern bewertet. 
 
(3) In der schriftlichen Zugangsprüfung für ein Lehramtsstudium verteilen sich die 4 
Zeitstunden auf Prüfungsanteile von mind. 60 Minuten pro Unterrichtsfach / 
Lernbereich / beruflicher Fachrichtung oder sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt. Dabei wird die Prüfungsdauer auf die einzelnen Unterrichtsfächer / 
Lernbereiche/ beruflichen Fachrichtungen oder sonderpädagogischen Förderschwer-
punkte gleichmäßig verteilt. Die Note der schriftlichen Zugangsprüfung wird aus dem 
arithmetischen Mittel der einzelnen Prüfungsanteile ermittelt. 
 
(4) Bewirbt sich eine Kandidatin / ein Kandidat für die Zugangsprüfung für ein 
Lehramtsstudium für mehr Unterrichtsfächer / Lernbereiche / berufliche Fach-
richtungen oder sonderpädagogische Förderschwerpunkte als tatsächlich studiert 
werden können, so verlängert sich die schriftliche Zugangsprüfung um mindestens 60 
Minuten pro zusätzlich gewähltem Unterrichtsfach / Lernbereich / beruflicher Fach-
richtung oder sonderpädagogischem Förderschwerpunkt. Dabei soll in der Regel eine 
Dauer von 6 Zeitstunden pro schriftlicher Zugangsprüfung nicht überschritten werden. 
 
(5) Des Weiteren besteht die Zugangsprüfung aus einem mündlichen Prüfungsteil im 
Umfang von 30 Minuten Dauer. Der mündliche Prüfungsteil der Zugangsprüfung bezieht 
sich inhaltlich auf die Überprüfung der allgemeinen Kompetenzen (z.B. aus den 
Bereichen Deutsch, Mathematik, Naturwissenschaften, Fremdsprachen und Kunst). 
Der mündliche Prüfungsteil der Zugangsprüfung für ein Lehramtsstudium bezieht sich 
inhaltlich zusätzlich auf die Überprüfung der bildungswissenschaftlichen Kenntnisse. 
Die mündliche Zugangsprüfung wird von mehreren Prüferinnen oder Prüfern oder einer 
Prüferin oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines 
sachkundigen Beisitzers als Einzelprüfung abgenommen. Die wesentlichen 
Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Zugangsprüfung sind in einem Protokoll 
festzuhalten. 
 
(6) Wird die mündliche Zugangsprüfung vor einer Prüferin oder einem Prüfer abgelegt, hat 
dieser bzw. diese vor der Festsetzung der Note gemäß § 7 Absatz 1 die Beisitzerin oder 
den Beisitzer zu hören. Wird die mündliche Zugangsprüfung vor mehreren Prüferinnen 
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oder Prüfern abgelegt, legt jede Prüferin oder jeder Prüfer eine Einzelnote des 
mündlichen Prüfungsteils der Zugangsprüfung gemäß § 7 Absatz 1 fest. Die Note des 
mündlichen Prüfungsteils der Zugangsprüfung wird aus dem arithmetischen Mittel der 
beiden Einzelnoten entsprechend § 7 Absatz 2 ermittelt. 
 
(7) Die schriftliche Zugangsprüfung findet innerhalb von zwei Monaten nach Ende der 
Bewerbungsfrist statt. Die mündliche Zugangsprüfung findet innerhalb eines Monats 
nach der schriftlichen Zugangsprüfung statt. Die Ladungsfristen für die beiden 
Prüfungsteile betragen jeweils mindestens 1 Woche. Die Zulassung zum mündlichen 
Prüfungsteil der Zugangsprüfung für ein Lehramtsstudium erfolgt nur dann, wenn alle 
für einen Lehramtsstudiengang erforderlichen schriftlichen Prüfungsanteile der 
schriftlichen Zugangsprüfung mit mindestens 4,0 (ausreichend) bestanden wurden. 
 
 
§ 7 Bewertung und Wiederholung, Nachteilsausgleich 
 
(1) Die mündlichen und schriftlichen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen 
Prüferinnen und Prüfern mit Noten bewertet. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen 
sind folgende Noten zu verwenden: 
 
1 = sehr gut   =  eine hervorragende Leistung 
2 = gut =  eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 
 Anforderungen liegt 
3 = befriedigend  =  eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 
  entspricht 
4 = ausreichend  =  eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 
Anforderungen genügt 
5 = nicht ausreichend =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 
Anforderungen nicht mehr genügt. 
 
Durch Erniedrigen oder Erhöhen der einzelnen Noten um 0,3 können zur differenzierten 
Bewertung Zwischenwerte gebildet werden. Die Noten 0,7, 4,3, 4,7 sowie 5,3 sind dabei 
ausgeschlossen. 
 
(2) Bei der Bildung der Durchschnittsnoten lauten die Noten in Worten bei einem 
Mittelwert 
bis 1,5   = sehr gut 
über 1,5 bis 2,5 = gut 
über 2,5 bis 3,5 =  befriedigend 
über 3,5 bis 4,0 = ausreichend 
über 4,0  =  nicht ausreichend.  
  
Bei der Bildung der Durchschnittsnoten wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt; alle weiteren Nachkommastellen werden ohne Rundung 
gestrichen. 
 
(3) Die Gesamtnote der Zugangsprüfung errechnet sich aus dem arithmetischen Mittel der 
Noten des schriftlichen und mündlichen Prüfungsteils. Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Die Zugangsprüfung ist bestanden, wenn sowohl der schriftliche Prüfungsteil als auch 
der mündliche Prüfungsteil mindestens mit der Note 4,0 (ausreichend) bewertet worden 
sind. 
 
Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
11/2015          Seite 5 
 
 
(5) Über die erfolgreich bestandene Prüfung stellt die Technische Universität Dortmund ein 
Zeugnis nach Maßgabe der BBHSZVO aus, welches die Prüfungsfächer, die Einzelnoten 
sowie die Gesamtnote ausweist. Des Weiteren ist in dem Zeugnis aufzunehmen für 
welchen Studiengang, gegebenenfalls für welche Schulform, welches Unterrichtsfach / 
welchen Lernbereich / welche berufliche Fachrichtung oder welchen sonder-
pädagogischem Förderschwerpunkt der Zugang zu einem Studium an der Technischen 
Universität Dortmund eröffnet wird. Das Zeugnis wird von der oder dem Vorsitzenden 
des für die schriftliche und mündliche Zugangsprüfung zuständigen Prüfungs-
ausschusses unterschrieben. Über eine nicht bestandene Prüfung wird von der oder 
dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsausschusses ein schriftlicher Bescheid 
erteilt. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
(6) Die Zugangsprüfung kann einmal wiederholt werden. Eine zweite Wiederholung ist 
ausgeschlossen. Die Wiederholungsprüfung muss innerhalb eines Jahres nach 
Mitteilung des Ergebnisses über die nicht bestandene Prüfung erneut angemeldet 
werden. Eine bestandene Prüfung kann nicht wiederholt werden. 
 
(7) Machen Bewerberinnen oder Bewerber durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass sie 
wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder chronischer 
Erkrankung nicht in der Lage sind, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form oder Frist abzulegen oder ein Auswahlkriterium nicht angemessen 
nachweisen zu können, so legt die oder der Vorsitzende des zuständigen 
Prüfungsausschusses fest, in welcher anderen Form oder Frist die Prüfungsleistung 
erbracht oder ein Auswahlkriterium auf andere Weise kompensiert wird. Bei Zweifeln 
wird die zuständige Person oder Stelle für Fragen zu Belangen behinderter 
Studierender (z.B. Bereich „Behinderung und Studium“ innerhalb des Zentrums  für 
Hochschulbildung an der Technischen Universität Dortmund) beteiligt. 
Prüfungsverfahren berücksichtigen die gesetzlichen Mutterschutzfristen sowie 
Ausfallzeiten durch die Pflege im Haushalt lebender, überwiegend zu betreuender 
Kinder, die Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen 
Lebenspartnerin / des eingetragenen Lebenspartners oder einer / eines in gerader Linie 
Verwandten oder ersten Grades Verschwägerten, soweit diese oder dieser 
pflegebedürftig ist. 
 
 
§ 8 Krankheit, Täuschung, Rücktritt, Ordnungsverstoß 
 
(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn die 
Kandidatin oder der Kandidat zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht 
erscheint oder wenn sie bzw. er nach Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der 
Prüfung zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht 
innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
 
(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem 
zuständigen Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft 
gemacht werden. Bei Krankheit der Kandidatin oder des Kandidaten oder eines von der 
Kandidatin oder dem Kandidaten überwiegend zu betreuenden Kindes ist die Vorlage 
eines deutschsprachigen ärztlichen Attestes erforderlich. Bei Krankheit der Kandidatin 
oder des Kandidaten muss das ärztliche Attest die Prüfungsunfähigkeit belegen. Bei 
dem nachträglichen Rücktritt von einer abgelegten Prüfung muss aus dem ärztlichen 
Attest hervorgehen, dass die bei der Prüfung gegebene Leistungsbeeinträchtigung für 
die Studierende oder den Studierenden aus gesundheitlichen Gründen nicht erkennbar 
war und vernünftigerweise kein Anlass bestand die Leistungsfähigkeit in Zweifel zu 
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ziehen. Bestehen für den Prüfungsausschuss zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, 
die eine Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich erscheinen lassen, so kann der 
Prüfungsausschuss eine ärztliche Bescheinigung einer Vertrauensärztin oder eines 
Vertrauensarztes der Technischen Universität Dortmund verlangen. Erkennt der 
zuständige Prüfungsausschuss die Gründe für den Rücktritt oder das Versäumnis nicht 
an, wird dies der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich mitgeteilt. 
 
(3) Wird eine Prüfungsleistung durch Täuschung (z. B. Verwendung unerlaubter Hilfsmittel, 
Übernahme von Textpassagen ohne Wiedergabe als Zitat, Abschreiben etc.) beeinflusst, 
gilt diese Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Dies gilt 
ebenfalls für den Versuch der Täuschung. Die Entscheidung, ob ein Täuschungsversuch 
oder eine Täuschungshandlung vorliegt, trifft die jeweilige Prüferin oder der jeweilige 
Prüfer. Wird während einer Prüfung ein Täuschungsversuch oder eine Täuschung im 
Sinne von Satz 1 durch die Aufsichtsführende oder den Aufsichtsführenden 
festgestellt, protokolliert diese oder dieser den Täuschungsversuch bzw. die 
Täuschung. Die jeweilige Prüferin oder der jeweilige Prüfer entscheidet, ob die 
Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wird. Eine Kandidatin oder ein 
Kandidat, die / der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 
Prüferin oder dem Prüfer oder der oder dem Aufsichtsführenden nach Ermahnung von 
der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem Fall wird die 
betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Die jeweiligen 
Gründe für die Entscheidung sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden Fällen 
kann der zuständige Prüfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten von der 
Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 
 
(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb einer Frist von 14 Tagen verlangen, 
dass Entscheidungen nach Absatz 3 vom zuständigen Prüfungsausschuss überprüft 
werden. Belastende Entscheidungen sind der Kandidatin oder dem Kandidaten 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen und zu begründen. Vor der Entscheidung ist der 
Kandidatin oder dem Kandidaten Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 
 
 
§ 9 Ungültigkeit der Zugangsprüfung 
 
(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch 
Täuschung beeinflusst und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, kann der für die Zugangsprüfung zuständige Prüfungsausschuss 
diejenige Prüfungsleistung, bei deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat 
getäuscht hat, für nicht bestanden erklären. In diesem Fall ist die gesamte 
Zugangsprüfung für nicht bestanden zu erklären. 
 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zur Zugangsprüfung nicht erfüllt, ohne 
dass die Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte und wird diese 
Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel 
durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die 
Zulassung zur Zugangsprüfung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der für die 
Zugangsprüfung zuständige Prüfungsausschuss unter Beachtung des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die 
Rechtsfolgen. 
 
(3) Vor einer Entscheidung gemäß Absatz 1 und 2 ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit 
zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung zu geben. 
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(4) Bei einer Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist das unrichtige Zeugnis 
einzuziehen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 2 ist nach einer Frist 
von fünf Jahren nach Ausstellung des Zeugnisses ausgeschlossen. 
 
 
§ 10 Einsichtnahme in die Prüfungsakten 
 
(1) Nach Abschluss der Prüfung wird auf Antrag Einsicht in die Prüfungsakten gewährt. 
 
(2) Der Antrag ist binnen zwei Monaten nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses bei 
der oder dem Vorsitzenden des zuständigen Prüfungsausschusses zu stellen. 
Einzelheiten über Form, Zeit und Ort der Einsichtnahme regelt die oder der Vorsitzende 
des zuständigen Prüfungsausschusses. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten, Veröffentlichung 
 
(1) Die Ordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
veröffentlicht und tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Zugangsprüfungsordnung für in der beruflichen Bildung 
Qualifizierte (Berufsbildungshochschulzugangsordnung) der Technischen Universität 
Dortmund vom 25. Oktober 2010 (AM Nr. 16/2010) außer Kraft. 
 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senates der Technischen Universität Dortmund 
vom 30. April 2015. 
 
 
Dortmund, den 11. Mai 2015 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin  
Dr. Ursula Gather 
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Ordnung zur Änderung der 
Ordnung für die Feststellung der besonderen Eignung für das Studium des Faches Sport 
nach dem LABG 2009 für die Bachelorstudiengänge 
Lehramt an Grundschulen, Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen, 
Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen, Lehramt an Berufskollegs, 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
der Technischen Universität Dortmund 
vom 11. Mai 2015 
 
 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 und 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW S. 547) hat die Technische 
Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 
 
Artikel I 
 
Die Ordnung für die Feststellung der besonderen Eignung für das Studium des Faches Sport nach dem 
LABG 2009 für die Bachelorstudiengänge Lehramt an Grundschulen, Lehramt an Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen, Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen, Lehramt an Berufskollegs, Lehramt für 
sonderpädagogische Förderung der Technischen Universität Dortmund vom 25. Januar 2013 (AM Nr. 
2/2012, S. 1 ff.) wird wie folgt geändert: 
 
1. Es wird ein neuer § 9 eingefügt: 
 
§ 9 Verbesserung der Qualifikation für ein Hochschulstudium  
 
(1) Nach bestandener Eignungsprüfung und gegen den Nachweis über die besondere studien-
gangsbezogene Eignung zum Studium in den Lehramtsstudiengängen Sport mit dem Ab-
schluss Bachelor of Arts (B.A.) erhalten die Bewerberinnen und Bewerber für das Unterrichtsfach 
Sport in einem Lehramtsstudiengang mit dem Abschluss Bachelor of Arts (B.A.) eine Verbesse-
rung der Durchschnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung um den Wert 1,0 auf maximal die 
Durchschnittsnote 1,0 für das zur vollständigen Studiengangkombination erforderliche Unterrichts-
fach, den Lernbereich, die berufliche Fachrichtung oder die sonderpädagogische Fachrichtung so-
wie die Bildungswissenschaften. 
 
(2) Eine Verbesserung der Durchschnittsnote nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn die oder der 
Studierende bereits in einem Lehramtsbachelorstudiengang an der Technischen Universität Dort-
mund eingeschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer zugelassen ist und den Wechsel in ei-
ne andere Schulform, ein anderes Unterrichtsfach, einen anderen Lernbereich, eine andere beruf-
liche Fachrichtung oder sonderpädagogische Fachrichtung beantragt. 
 
2. Der bisherige § 9 wird zu § 10. 
 
Artikel II 
 
Diese Änderungsordnung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
veröffentlicht und tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.  
 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fakultätsrates der Fakultät Kunst- und Sportwissenschaf-
ten vom 29. April 2015 sowie des Rektorates der Technischen Universität Dortmund vom 18. Februar 
2015. 
 
Dortmund, den 11. Mai 2015 
Die Rektorin  
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Ordnung der Technischen Universität Dortmund 
zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis vom 19. Mai 2015 
 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 4 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW S. 547) hat die Techni-
sche Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 
 
 
Erster Abschnitt 
Gegenstand, Zweck und Anwendungsbereich 
 
 
§ 1 
Gegenstand und Zweck 
 
Diese Ordnung normiert im Zweiten Abschnitt Regeln guter wissenschaftlicher Praxis und in den weiteren 
Abschnitten deren Umsetzung sowie ein Verfahren zum Umgang mit Vorwürfen wissenschaftlichen Fehl-
verhaltens. Die Ordnung dient dem Schutz der Wissenschaftsfreiheit und stärkt die Vertrauenswürdigkeit 
und Funktionsfähigkeit der Wissenschaft. Die Pflicht zur Einhaltung der Prüfungs- und Promotionsord-
nungen bleibt durch diese Ordnung unberührt. 
 
 
§ 2 
Anwendungsbereich 
 
(1) Soweit diese Ordnung nichts anderes bestimmt, findet sie Anwendung auf alle wissenschaftlich 
tätigen Mitglieder und Angehörigen der Universität sowie auf Personen, die sich in einem Promo-
tions- oder Habilitationsverfahren der Universität befinden (Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler der Universität). Diese Ordnung findet zudem dann Anwendung, wenn sich ein Vorwurf 
wissenschaftlichen Fehlverhaltens ganz oder teilweise auf einen Zeitraum bezieht, in dem die be-
troffene Person Wissenschaftlerin oder Wissenschaftler der Universität war. Die §§ 4 bis 7 gelten 
entsprechend für die Studierenden der Universität. 
 
(2) Kann der Vorwurf wissenschaftlichen Fehlverhaltens auch Gegenstand anderer Verfahren sein, 
ersetzt das Verfahren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten diese Verfahren nicht. 
Die Zuständigkeit der für diese Verfahren zuständigen Stellen bleibt unberührt; diese Stellen 
müssen den Abschluss des Verfahrens zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten nicht 
abwarten. 
 
Zweiter Abschnitt 
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 
 
 
§ 3 
Primärdaten 
 
(1) Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität sind verpflichtet, die im Rahmen 
einer zu wissenschaftlichen Zwecken durchgeführten Datenerhebung unmittelbar gewonnenen 
Daten (Primärdaten) in einer für andere Fachwissenschaftlerinnen und Fachwissenschaftler 
nachvollziehbaren Art und Weise vollständig aufzuzeichnen und für zehn Jahre ab dem Zeitpunkt 
der Erhebung auf haltbaren und gesicherten Datenträgern aufzubewahren. Primärdaten sind ins-
besondere Messergebnisse und sonstige Versuchsergebnisse, Sammlungen, Studienerhebungen, 
Zellkulturen, Materialproben, archäologische Funde sowie Fragebögen. Primärdaten, die nicht auf 
haltbaren und gesicherten Datenträgern aufbewahrt werden können, sind unter Beachtung der 
fachwissenschaftlichen Üblichkeit und der Umstände des Einzelfalles für einen angemessenen 
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Zeitraum aufzubewahren; für einen Zeitraum von zehn Jahren sind in diesem Fall so unmittelbar 
wie möglich aus den Primärdaten abgeleitete Daten (ersetzende Sekundärdaten) aufzubewahren. 
 
(2) Verantwortlich für die Aufbewahrung sind grundsätzlich alle an einem Forschungsprojekt beteilig-
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, sofern diese die Aufbewahrungsverantwortung 
nicht im gegenseitigen Einvernehmen auf eine / einen oder mehrere beteiligte Wissenschaftlerin-
nen oder Wissenschaftler übertragen haben. 
 
(3) Soweit die Primärdaten oder ersetzenden Sekundärdaten Grundlage für eine wissenschaftliche 
Veröffentlichung sind, sind die für die Aufbewahrung verantwortlichen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler der Universität verpflichtet, solchen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
Zugang zu den Daten zu gewähren, die hierfür über ein berechtigtes wissenschaftliches Interesse 
verfügen. 
 
(4) Die Pflichten zur Aufzeichnung, Aufbewahrung und Zugänglichmachung von Primärdaten oder 
ersetzenden Sekundärdaten gelten nicht, soweit andere Rechtsvorschriften entgegenstehen.  
 
 
§ 4 Wissenschaftliche Ehrlichkeit und Wahrheit 
 
(1) Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität sind bei wissenschaftserheblichen 
schriftlichen oder mündlichen Äußerungen zur Wahrheit und Ehrlichkeit verpflichtet. Wissen-
schaftserhebliche Äußerungen sind auch wissenschaftserhebliche Gutachten, Förderanträge und 
Bewerbungsschreiben. Tatsachen sind zutreffend und so vollständig darzustellen, wie es die Um-
stände des Einzelfalls erfordern; sie dürfen insbesondere weder erfunden noch verfälscht wer-
den. Die Verpflichtung zu Wahrheit und Ehrlichkeit gilt auch für die Verwendung von Darstellun-
gen oder Abbildungen. 
 
(2) Äußert sich eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler der Universität über ihre oder seine 
wissenschaftlichen Ergebnisse, so sind diese unter Darlegung der angewandten Methoden und 
für andere Fachwissenschaftlerinnen und Fachwissenschaftler nachvollziehbar zu beschreiben; 
dies erfordert auch eine Darstellung der gewonnenen Ergebnisse, die die eigenen Schlussfolge-
rungen nicht stützen. Einbezogene fremde Ergebnisse sind vollständig und unter Beachtung der 
fachwissenschaftlich üblichen Zitierregeln nachzuweisen. Einbezogene eigene Ergebnisse, die 
bereits Gegenstand einer Veröffentlichung oder einer Abschlussarbeit eines staatlichen oder 
akademischen Prüfungsverfahrens waren, sind ebenfalls vollständig und unter Beachtung der 
fachwissenschaftlich üblichen Zitierregeln nachzuweisen.  
 
 
§ 5 Fremdes geistiges Eigentum 
 
(1) Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität müssen fremdes geistiges Eigen-
tum achten. Fremdes geistiges Eigentum im Sinne dieser Ordnung umfasst ungeachtet des urhe-
berrechtlichen Schutzes sämtliche fremden geistigen Schöpfungen; dies sind insbesondere 
fremde Erkenntnisse, Hypothesen, Lehren, Forschungsansätze, Ideen, Texte, Daten, Darstellun-
gen, Abbildungen und sonstige Quellen. Fremdes geistiges Eigentum darf für die eigene wissen-
schaftliche Tätigkeit nur verwendet werden, wenn es bereits veröffentlicht ist oder soweit die / 
der geistige Eigentümerin / Eigentümer eingewilligt hat. 
 
(2) Im Rahmen von wissenschaftserheblichen Veröffentlichungen ist die Verwendung fremden geisti-
gen Eigentums offenzulegen und unter Beachtung der fachwissenschaftlich üblichen Zitierregeln 
nachzuweisen. Fremdes geistiges Eigentum darf nicht verfälscht wiedergegeben werden. Ein Ver-
zicht der / des geistigen Eigentümerin / Eigentümers oder einer / eines anderen Berechtigten auf 
Offenlegung, Nachweis oder das Verfälschungsverbot ist im Rahmen von wissenschaftserhebli-
chen Veröffentlichungen unbeachtlich. 
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§ 6 Autorschaft 
 
(1) Bei der Veröffentlichung von wissenschaftlichen Ergebnissen ist jede oder jeder, die oder der ei-
nen eigenen wissenschaftlichen Beitrag geleistet hat, als Mitautorin oder Mitautor zu nennen. 
Wissenschaftliche Beiträge sind insbesondere Beiträge zur Konzeption von Studien oder Experi-
menten, zur Erarbeitung, Analyse oder Interpretation von Daten und zur Formulierung von Manu-
skripten. Die Reihenfolge der Nennung der Mitautorinnen und Mitautoren richtet sich nach der 
fachwissenschaftlichen Üblichkeit. Wer einen wesentlichen sonstigen Beitrag zu einer Veröffent-
lichung geleistet hat, ist als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter zu nennen. Die Beiträge von Mitauto-
rinnen und Mitautoren sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind zu kennzeichnen. Der Ver-
zicht einer Mitautorin / eines Mitautors oder einer Mitarbeiterin / eines Mitarbeiters auf ihre / sei-
ne Nennung oder die Kennzeichnung ihres / seines Beitrags ist unbeachtlich. 
 
(2) Personen, die keinen wissenschaftlichen Beitrag zu einer Veröffentlichung geleistet haben, dür-
fen nicht als Mitautorinnen oder Mitautoren genannt werden. Keine wissenschaftlichen Beiträge 
sind insbesondere die bloß organisatorische Verantwortung für die Einwerbung von Fördermitteln, 
eine Beistellung von Standarduntersuchungsmaterialien, eine Unterweisung von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern in Standardmethoden, eine lediglich technische Mitwirkung bei der Datenerhe-
bung, eine sonstige lediglich technische Unterstützung, regelmäßig die bloße Überlassung von 
Datensätzen und das alleinige Lesen von Manuskripten ohne substanzielle Mitgestaltung des In-
halts. Eine Ehrenautorschaft ist unzulässig; insbesondere die bloße Stellung als Vorgesetzte / 
Vorgesetzter einer Autorin / eines Autors führt nicht zur Autorschaft.  
 
(3) Der wissenschaftliche Beitrag einer Mitautorin / eines Mitautors darf für eine Veröffentlichung 
von wissenschaftlichen Ergebnissen nur dann verwendet werden, wenn die Mitautorin / der Mit-
autor eingewilligt hat. 
 
(4) Die Mitautorinnen / Mitautoren, die in eine Veröffentlichung ihres wissenschaftlichen Beitrags 
eingewilligt haben, sind für die Einhaltung der bei der gesamten Veröffentlichung der wissen-
schaftlichen Ergebnisse zu beachtenden Regeln guter wissenschaftlicher Praxis gemeinsam ver-
antwortlich. 
 
 
§ 7 Verbot von Sabotage und Obstruktion 
 
(1) Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität dürfen andere Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler nicht in unredlicher Art und Weise in ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit be-
einträchtigen. Sie dürfen deren wissenschaftliche Tätigkeit insbesondere nicht durch die Beschä-
digung, Zerstörung oder Manipulation von Literatur, Archiv- und Quellenmaterial, Versuchsanord-
nungen, Geräten, Unterlagen, Hardware, Software, Chemikalien, Zell- und Mikroorganismenkultu-
ren oder sonstiger zur Durchführung der wissenschaftlichen Tätigkeit benötigter Gegenstände 
sabotieren. Wissenschaftserhebliche Veröffentlichungen anderer Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler dürfen nicht willkürlich verzögert werden. 
 
(2) Eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler der Universität darf ihre / seine Mitwirkung an 
einem mit anderen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern gemeinsam durchgeführten For-
schungsprojekt nicht ohne sachlichen Grund beenden. Soweit die Verwendung ihres / seines Bei-
trags erforderlich ist, um die wissenschaftlichen Ergebnisse des gemeinsamen Forschungspro-
jektes zu veröffentlichen, darf sie / er die Einwilligung in die Verwendung nur aus wichtigem Grund 
verweigern. Die Beendigung der Mitwirkung oder die Verweigerung der Einwilligung aus einem 
wissenschaftlichen Grund ist nur wirksam, wenn dieser mit einer für andere Fachwissenschaftle-
rinnen und Fachwissenschaftler nachvollziehbaren Kritik an Daten, Methoden oder Ergebnissen 
schriftlich darlegt wird. 
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§ 8 Wissenschaftlicher Nachwuchs 
 
Eine / ein nach einer Prüfungsordnung zur Betreuerin / zum Betreuer einer Dissertation oder einer sonsti-
gen Abschlussarbeit eines staatlichen oder akademischen Prüfungsverfahren bestellte Wissenschaftle-
rin / bestellter Wissenschaftler der Universität ist verpflichtet, die Doktorandin / den Doktoranden oder 
die Studierende / den Studierenden (die Kandidatin / den Kandidaten) angemessen zu betreuen. Die Be-
treuungspflicht umfasst insbesondere die gemeinsam mit der Kandidatin / dem Kandidaten erfolgende 
Erstellung eines Zeitplans für die Anfertigung der Abschlussarbeit, die Diskussion des Fortschritts der 
Abschlussarbeit in angemessenen Abständen, die fachkundige Beratung der Kandidatin / des Kandidaten 
bei auftretenden Schwierigkeiten, die angemessene Kommentierung der von der Kandidatin / dem Kan-
didaten gelieferten Entwurfsfassungen der Abschlussarbeit oder von Teilen der Abschlussarbeit und die 
Vermittlung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis. 
 
Dritter Abschnitt 
Umsetzung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 
 
 
§ 9 Umsetzung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 
 
(1) Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universität haben die im Zweiten Abschnitt 
normierten Regeln guter wissenschaftlicher Praxis jederzeit zu beachten. Erkannte eigene Ver-
stöße gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis sind unverzüglich zu korrigieren. Bei er-
kannten Verstößen anderer Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler der Universität gegen die 
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis sind diese hierauf hinzuweisen; sofern diesen Wissen-
schaftlerinnen oder Wissenschaftlern gegenüber eine Weisungsbefugnis besteht, ist darüber hin-
aus dafür Sorge zu tragen, dass die Verstöße unverzüglich korrigiert werden und sich nicht wie-
derholen. 
 
(2) Innerhalb der Universität ist durch geeignete und angemessene Maßnahmen sicherzustellen, 
dass die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis allen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
der Universität bekannt sind und dass Bedingungen für die wissenschaftliche Tätigkeit bestehen, 
die eine Einhaltung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis fördern. Insbesondere die Leite-
rinnen / Leiter der Arbeitsbereiche, Arbeitsgruppen und Forschungsprojekte der Universität sind 
verpflichtet, die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis den dort jeweils tätigen Wissenschaftle-
rinnen / Wissenschaftlern, Studierenden und Doktorandinnen / Doktoranden zu vermitteln. 
 
(3) Die Vermittlung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis ist in allen Studiengängen und Im 
Promotionsstudium zum Gegenstand der Ausbildung zu machen. Die Dekanate sowie die Prü-
fungsausschüsse und Promotionsausschüsse achten darauf, dass die Lehrenden, Betreuerinnen / 
Betreuer und Prüferinnen / Prüfer die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis einhalten und den 
Studierenden und Doktorandinnen / Doktoranden vermitteln.  
 
 
§ 10 Ombudspersonen und Kommission zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis 
 
(1) Der Senat wählt eine Ombudsperson und eine stellvertretende Ombudsperson zur Sicherstellung 
guter wissenschaftlicher Praxis für den Zuständigkeitsbereich der gesamten Universität. Für die 
Zuständigkeitsbereiche der Fakultäten werden jeweils eine Ombudsperson und eine stellvertre-
tende Ombudsperson durch den Fakultätsrat gewählt. Die Ombudsperson der Universität ist auch 
zuständig, soweit die Zuständigkeit der Ombudsperson einer Fakultät nicht gegeben ist.  
 
(2) Zur Ombudsperson und zur stellvertretenden Ombudsperson der Universität dürfen nur Mitglieder 
der Universität aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gewählt werden. 
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Zur Ombudsperson und zur stellvertretenden Ombudsperson einer Fakultät dürfen Mitglieder der 
Universität aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer oder promovierte Mit-
glieder aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewählt werden. Die 
Mitglieder des Hochschulrates und des Rektorates, die Dekaninnen und Dekane, die Prodekanin-
nen und Prodekane sowie Personen, bei denen innerhalb der letzten fünf Jahre ein wissenschaft-
liches Fehlverhalten festgestellt worden ist, dürfen die Funktion einer Ombudsperson oder einer 
stellvertretenden Ombudsperson nicht wahrnehmen. Die Ausübung der Funktion einer Ombuds-
person oder einer stellvertretenden Ombudsperson ruht bis zum Abschluss eines Verfahrens zum 
Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten, wenn die Vorprüfung in diesem Verfahren tat-
sächliche Anhaltspunkte für ein wissenschaftliches Fehlverhalten der Ombudsperson oder der 
stellvertretenden Ombudsperson ergibt. Die Amtszeit aller Ombudspersonen und stellvertreten-
den Ombudspersonen beträgt vier Jahre. Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens einer Ombuds-
person oder einer stellvertretenden Ombudsperson findet eine Nachwahl für den Rest der Amts-
zeit statt. Eine Wiederwahl ist möglich. Die Namen und Zuständigkeiten der Ombudspersonen 
werden auf geeignete Art und Weise innerhalb der Universität bekannt gegeben. 
(3) Die Ombudspersonen der Universität und der Fakultäten bilden gemeinsam die Kommission zur 
Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis. Die Ombudsperson der Universität ist die / der 
Vorsitzende der Kommission. Die Kommission kommt mindestens einmal jährlich zu einer Sitzung 
zusammen. 
 
(4) Die Ombudspersonen haben die Aufgabe, in ihrem Zuständigkeitsbereich die Gremien, Funktions-
trägerinnen / Funktionsträger und Wissenschaftlerinnen / Wissenschaftler in Fragen guter wis-
senschaftlicher Praxis zu beraten, Hinweise und Empfehlungen zur Umsetzung dieser Ordnung 
geben und Hinweisen auf mögliche Verstöße gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 
nach Maßgabe des Vierten Abschnitts nachzugehen. Die Sitzungen der Kommission dienen der 
Erörterung von schwierigen Fragen guter wissenschaftlicher Praxis und von Fragen guter wissen-
schaftlicher Praxis von grundsätzlicher Bedeutung. Die Kommission berät zudem die Gremien und 
Funktionsträgerinnen / Funktionsträger der Universität und der Fakultäten  in Fragen guter wis-
senschaftlicher Praxis und kann Hinweise und Empfehlungen zur Umsetzung und Änderung dieser 
Ordnung geben. 
 
(5) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben sind die Ombudspersonen unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Die Gremien und Funktionsträgerinnen/Funktionsträger der Universität und der Fakul-
täten sowie die Universitätsverwaltung unterstützen die Ombudspersonen und die Kommission, 
sofern sie von einer Ombudsperson oder der Kommission hierum ersucht werden. 
 
Vierter Abschnitt 
Wissenschaftliches Fehlverhalten 
 
 
§ 11 Wissenschaftliches Fehlverhalten 
 
(1) Ein wissenschaftliches Fehlverhalten liegt vor, wenn eine Wissenschaftlerin / ein Wissenschaftler 
der Universität vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die im Zweiten Abschnitt normierten Regeln 
guter wissenschaftlicher Praxis verstößt und dieser Verstoß geeignet ist, die Vertrauenswürdig-
keit oder Funktionsfähigkeit der Wissenschaft oder eines Teiles der Wissenschaft zu gefährden. 
Beschränkt sich bei einer Veröffentlichung wissenschaftlicher Ergebnisse der Verstoß gegen die 
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis auf die gekennzeichneten Beiträge einzelner Mitautorin-
nen / Mitautoren, so setzt ein wissenschaftliches Fehlverhalten anderer Mitautorinnen / Mitauto-
ren zudem voraus, dass diese die gegen die Regeln guter wissenschaftlicher verstoßende Hand-
lung kennen. 
 
(2) Ein wissenschaftliches Fehlverhalten liegt auch vor, wenn eine Wissenschaftlerin / ein Wissen-
schaftler der Universität eine andere Person, die nicht Wissenschaftlerin / Wissenschaftler der 
Universität sein muss, zu einer vorsätzlichen Handlung anstiftet oder vorsätzlich Beihilfe zu einer 
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vorsätzlichen Handlung leistet, die ein wissenschaftliches Fehlverhalten darstellen würde, wenn 
die Wissenschaftlerin / der Wissenschaftler der Universität selbst gehandelt hätte. 
 
(3) Ein wissenschaftliches Fehlverhalten liegt zudem dann vor, wenn eine Wissenschaftlerin / ein 
Wissenschaftler der Universität eine andere Wissenschaftlerin / einen anderen Wissenschaftler 
gegenüber einer weiteren Person oder öffentlich wider besseres Wissen eines Verstoßes gegen 
die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis verdächtigt. 
 
(4) Ein wissenschaftliches Fehlverhalten liegt nicht vor, wenn dem Ratschlag einer Ombudsperson 
Folge geleistet wird oder wenn die Wissenschaftlerin / der Wissenschaftler der Universität in dem 
Zeitpunkt, in dem eine Ombudsperson einen Hinweis auf ihr / sein wissenschaftliches Fehlverhal-
ten entgegennimmt, den zugrunde liegenden Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaftlicher 
Praxis bereits vollständig korrigiert hat.  
 
 
§ 12 Verfahren zum Umgang mit wissenschaftlichem Fehlverhalten 
 
(1) Die Mitglieder und Angehörigen der Universität sind gehalten, am Verfahren zum Umgang mit wis-
senschaftlichem Fehlverhalten mitzuwirken. Das Verfahren ist beschleunigt (Beschleunigungsge-
bot) und unter Wahrung der Vertraulichkeit (Vertraulichkeitsgebot) durchzuführen. Die Hinweis-
geberinnen / Hinweisgeber, die Personen, denen ein Verstoß gegen die Regeln guter wissen-
schaftlicher Praxis zur Last gelegt wird (die Betroffenen), Zeuginnen / Zeugen, Sachverständige 
und sonstige Personen, die zur Unterstützung des Verfahrens herangezogen werden, sind auf die 
Vertraulichkeit des Verfahrens hinzuweisen und dazu anzuhalten, die Vertraulichkeit zu wahren, 
soweit andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Auf das Verfahren finden im Übrigen die 
§§ 12, 14, 15, 20, 21, 23, 24, 26, 28 und 29 VwVfG NRW entsprechende Anwendung, soweit diese 
Ordnung keine abweichende Regelung enthält. Ein Verfahren zum Umgang mit wissenschaftli-
chem Fehlverhalten kann bei Bekanntwerden neuer Tatsachen oder Beweismittel jederzeit wie-
deraufgenommen werden. 
 
(2) Nachdem eine Ombudsperson von einem möglichen Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaft-
licher Praxis Kenntnis erlangt hat, nimmt die Ombudsperson der Fakultät, in der die Betroffenen 
tätig sind oder waren (zuständige Fakultät), eine Vorprüfung des Sachverhalts vor; bei einem ano-
nymen Hinweis prüft die Ombudsperson zunächst nach pflichtgemäßem Ermessen, ob sie dem 
Hinweis nachgeht. Die Ombudsperson kann die Hinweisgeberinnen / Hinweisgeber ergänzend an-
hören. Die Betroffenen sind unter Darlegung des ihnen zur Last gelegten Verstoßes gegen die Re-
geln guter wissenschaftlicher Praxis anzuhören, wenn eine Anhörung ohne Offenbarung der Iden-
tität der Hinweisgeberinnen / Hinweisgeber möglich ist oder die Hinweisgeberinnen / Hinweisge-
ber der Offenbarung ihrer Identität zugestimmt haben. Die Ombudsperson kann zudem ihr zu-
gängliche Unterlagen beiziehen. Die Ombudsperson soll innerhalb eines Monats entscheiden, ob 
tatsächliche Anhaltspunkte für ein wissenschaftliches Fehlverhalten vorliegen. 
 
(3) Ergibt die Vorprüfung keine tatsächlichen Anhaltspunkte für ein wissenschaftliches Fehlverhal-
ten, stellt die zuständige Ombudsperson das Verfahren ein und unterrichtet die Betroffenen; in 
geeigneten Fällen kann die Unterrichtung mit einem Hinweis oder einer Empfehlung verbunden 
werden. Die Identität der Hinweisgeberinnen / Hinweisgeber darf dabei nicht offenbart werden. 
Soweit dies geboten erscheint, überprüft die Ombudsperson nach einem angemessenen Zeit-
raum, ob die Betroffenen dem Hinweis oder der Empfehlung nachgekommen sind. 
 
(4) Ergibt die Vorprüfung tatsächliche Anhaltspunkte für ein wissenschaftliches Fehlverhalten, so 
leitet die Ombudsperson der Universität das Hauptverfahren ein. Sie unterrichtet das Rektorat 
sowie die Dekanate der zuständigen Fakultäten und bildet unter ihrem/seinem Vorsitz eine Unter-
suchungskommission. Der Untersuchungskommission gehören daneben die für die Vorprüfung 
zuständigen Ombudspersonen und je nach Schwierigkeit der Angelegenheit ein oder zwei weitere 
Ombudspersonen an; die Untersuchungskommission besteht aus mindestens drei Ombudsperso-
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nen. Welche weitere bzw. weiteren Ombudspersonen der Untersuchungskommission angehören, 
richtet sich nach der durch die Ombudsperson der Universität festgelegten Zuständigkeitsreihen-
folge; diese Reihenfolge darf nicht aus Anlass der Bildung einer Untersuchungskommission geän-
dert werden. Die Untersuchungskommission ist nur beschlussfähig, wenn alle Mitglieder anwe-
send sind. Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stim-
me der / des Vorsitzenden. 
 
(5) Die Untersuchungskommission untersucht die Angelegenheit umfassend und bedient sich dabei 
aller zur Ermittlung des Sachverhalts erforderlichen Beweismittel. Bei der Anhörung der Betroffe-
nen oder im Rahmen einer Akteneinsicht durch die Betroffenen darf die Identität der Hinweisge-
berinnen / Hinweisgeber nur dann offenbart werden, wenn diese der Offenbarung zugestimmt ha-
ben oder sich die Betroffenen sonst nicht sachgerecht gegen den ihnen zur Last gelegten Verstoß 
verteidigen können. 
 
(6) Die Untersuchungskommission stellt ein wissenschaftliches Fehlverhalten fest, wenn ein solches 
zur Überzeugung der Untersuchungskommission erwiesen ist; sie verfasst in diesem Fall einen 
schriftlichen Untersuchungsbericht, der eine Begründung für die getroffene Feststellung enthält 
und Maßnahmen nach § 13 vorschlägt. Die Betroffenen sind hierüber zu unterrichten; in geeigne-
ten Fällen kann die Unterrichtung mit einem Hinweis oder einer Empfehlung verbunden werden. 
Dabei darf die Identität der Hinweisgeberinnen / Hinweisgeber den Betroffenen gegenüber aus 
Anlass eines Hinweises oder einer Empfehlung nicht, im Übrigen nur unter den Voraussetzungen 
des Abs. 5 Satz 2 offenbart werden. Sofern ein wissenschaftliches Fehlverhalten nicht erwiesen 
ist, findet Abs. 3 entsprechende Anwendung. Das Verfahren der Untersuchungskommission soll 
innerhalb von drei Monaten, wenn die Angelegenheit besondere Schwierigkeiten aufweist inner-
halb von sechs Monaten abgeschlossen werden.  
 
(7) Liegt dem den Betroffenen zur Last gelegten Verstoß ein Konflikt zwischen den Betroffenen oder 
zwischen den Betroffenen und anderen Personen (Konfliktbeteiligte) zugrunde, der durch eine 
Schlichtung oder einen Schiedsspruch so beigelegt werden kann, dass die Feststellung eines 
möglichen wissenschaftlichen Fehlverhaltens zum Schutz der Vertrauenswürdigkeit und Funkti-
onsfähigkeit der Wissenschaft nicht mehr geboten ist, so kann die Untersuchungskommission an-
stelle des Hauptverfahrens als Schlichtungskommission ein Schlichtungsverfahren oder als 
Schiedskommission ein Schiedsverfahren durchführen, wenn alle Konfliktbeteiligten einem 
Schlichtungsverfahren zustimmen oder sich einer entsprechenden Schiedsvereinbarung unter-
werfen. Das Verfahren endet mit einer von allen Konfliktbeteiligten verbindlich anerkannten 
Schlichtung oder einem Schiedsspruch; kommt im Falle eines Schlichtungsverfahrens eine 
Schlichtung nicht innerhalb von drei Monaten zustande, so wird das Hauptverfahren fortgesetzt. 
Kommen eine Schlichtung oder ein Schiedsverfahren in Betracht, so hat die Untersuchungskom-
mission hierauf hinzuwirken.  
 
(8) Hinweisgeberinnen / Hinweisgebern dürfen aus dem Umstand, dass sie eine Ombudsperson auf 
einen möglichen Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis hingewiesen haben, 
keine Nachteile für das eigene wissenschaftliche oder berufliche Fortkommen entstehen. Dies 
gilt auch dann, wenn die Ermittlungen ergeben, dass die Betroffenen nicht gegen die Regeln guter 
wissenschaftlicher Praxis verstoßen haben. Haben die Hinweisgeberinnen / Hinweisgeber ange-
geben, dass ihre Identität nicht offenbart werden soll und wird eine Offenbarung erforderlich, so 
sind sie vor der Offenbarung hierüber zu unterrichten. 
 
 
§ 13 Maßnahmen 
 
(1) Wird wissenschaftliches Fehlverhalten festgestellt, so übermittelt die Ombudsperson der Univer-
sität den Untersuchungsbericht an das Rektorat und die Dekanate der zuständigen Fakultäten. 
Die zuständigen Stellen der Universität entscheiden nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 unter Be-
rücksichtigung der Vorschläge der Untersuchungskommission über die im Hinblick auf das fest-
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gestellte wissenschaftliche Fehlverhalten gebotenen Maßnahmen. Soweit andere Rechtsvor-
schriften nicht entgegenstehen, gelten das Beschleunigungsgebot und das Vertraulichkeitsgebot 
insoweit auch für diese Stellen; § 12 Abs. 6 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. Die Stellen kön-
nen die Mitglieder der Untersuchungskommission anhören. 
 
(2) Das Rektorat beschließt über die Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche, die Anbringung 
einer Straf- oder Ordnungswidrigkeitenanzeige sowie die Unterrichtung Dritter oder der Öffent-
lichkeit über das wissenschaftliche Fehlverhalten; die Unterrichtung Dritter oder der Öffentlich-
keit kann eine vollständige oder teilweise Übermittlung oder Veröffentlichung des Untersu-
chungsberichts beinhalten. Die Unterrichtung Dritter oder der Öffentlichkeit können die Betroffe-
nen vermeiden, in dem sie die Unterrichtung innerhalb einer vom Rektorat gesetzten Frist in aus-
reichendem Umfang selbst vornehmen. Vor der Unterrichtung Dritter oder der Öffentlichkeit ist 
den zuständigen Fakultätsräten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Rektorin / der Rek-
tor beschließt über die disziplinarrechtliche und arbeitsrechtliche Maßnahmen sowie die Verhän-
gung eines Hausverbotes, nachdem das Rektorat Gelegenheit zur Stellungnahme hatte. 
 
(3) Die Fakultätsräte der zuständigen Fakultäten beschließen vorbehaltlich der Zuständigkeit ande-
rer Stellen in diesen Fakultäten in nichtöffentlicher Sitzung über akademische Maßnahmen. Eine 
akademische Maßnahme stellt insbesondere die Entziehung eines von der Universität verliehenen 
akademischen Grades dar. Kommen keine anderen Maßnahmen in Betracht oder genügen diese 
Maßnahmen nicht, um die Betroffenen zur künftigen Einhaltung der Regeln guter wissenschaftli-
cher Praxis zu ermahnen, so können die zuständigen Stellen der Fakultäten den Betroffenen ge-
genüber eine akademische Ermahnung oder eine akademische Rüge aussprechen. Für eine aka-
demische Ermahnung genügt jedes festgestellte wissenschaftliche Fehlverhalten. Voraussetzung 
für eine akademische Rüge ist ein vorsätzlicher Verstoß gegen die Regeln guter wissenschaftli-
cher Praxis, der die Vertrauenswürdigkeit oder Funktionsfähigkeit der Wissenschaft oder eines 
Teiles der Wissenschaft nicht nur unerheblich beeinträchtigt hat. Unabhängig von den sonst er-
griffenen Maßnahmen können die zuständigen Stelle der Fakultäten den Betroffenen zudem ei-
nen Hinweis oder eine Empfehlung geben; § 12 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Akademi-
sche Ermahnungen und Rügen, Hinweise und Empfehlungen sind nicht Bestandteil der Personal-
akte. 
 
Fünfter Abschnitt 
Schlussvorschriften 
 
 
§ 14 Übergangsbestimmung 
 
Bis zum 30.09.2016 bleibt die nach den Regeln guter wissenschaftlicher Praxis der Universität Dortmund 
vom 09.01.2002 gebildete Kommission zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis im Amt und 
nimmt die Aufgaben der Kommission zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis nach dieser Ord-
nung wahr. Die Aufgaben der Ombudsperson der Universität werden von der / dem Vorsitzenden der 
Kommission zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis wahrgenommen, die der Ombudsperso-
nen der Fakultäten von den durch die Kommission zur Sicherstellung guter wissenschaftlicher Praxis 
bestellten Ombudspersonen in ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereichen. Die Ombudspersonen nach 
dieser Ordnung werden erstmalig zum 01.10.2016 gewählt. 
 
 
§ 15 Inkrafttreten 
 
Die Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in dem Amtlichen Mitteilungen in Kraft. Gleichzeitig 
treten die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis der Universität Dortmund vom 09.01.2002 (AM 14/2003, 
S. 1), zuletzt geändert durch die Zweite Ordnung zur Änderung der Regeln guter wissenschaftlicher Praxis 
der Universität Dortmund vom 22.07.2008 (AM 12/2008, S. 1), außer Kraft; sie finden jedoch weiterhin 
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Anwendung auf zum Zeitpunkt des Außerkrafttretens bereits eingeleitete Verfahren zum Umgang mit 
wissenschaftlichem Fehlverhalten. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Senats der Technischen Universität Dortmund vom 
30.04.2015. 
 
Dortmund, den 19. Mai 2015 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
